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Gegen das Putschgerede
Zuversicht des Reichspräsidenten

Reichspräsident #. Hindenbnrg ist von verschiedenen Bertre -tern der nordamerikanischen Publizistik gebeten worden , zuden Alarmnachrichten Stellung zu nehmen , die in den letztenTagen über die deutsche Lage in Amerika verbreitet worden
sind . Seiner Gewohnheit entsprechend hat der Reichspräsidenteine unmittelbare Antwort nicht gegeben . Er hat jedoch in
seiner am Montag mit dem Reichskanzler geführten Unter -
Haltung diesen ermächtigt , zu erklären , daß er die vom Reichs -
kanzler am letzten Samstag dem Berliner Vertreter eines
amerikanischen Nachrichtenbüros gegebenen Ausführungen voll-
inhaltlich teile . Auch der Reichspräsident ist der Auffassung ,daß eine Putschgefahr in irgendeinem Bezirk Deutschlands inkeiner Weise vorliegt ? übrigens würden die vorhandenen Voll -
zugsorgane durchaus ausreichen , in kürzester Zeit Ruhe und
Ordnung wiederherzustellen .

Der Reichspräsident hat ferner in seiner gestrigen Unter -
redung mit dem Reichskanzler der Absicht der Reichsregierungalle Kräfte dafür einzusetzen, um die seit längerer Zeit in An -
griff genommenen umfassenden Sanierungsmaßnahmen zumBesten der deutschen Wirtschaft und des deutschen Volkes zuEnde zu führen , seine ausdrückliche Zustimmung erteilt . Ervertraut hierbei auf den gesunden Sinn des deutschen Volkesund erwartet , daß trotz der ungewöhnlich schwierigen innen -und außenpolitischen Lage Deutschlands diese großen Auf -
gaben auf dem Boden der bestehenden Verfassung gemeistertwerden können .

Keine Gefährdungdes deutschen Auslandskredits
Zu den Goldabgaben der Reichsbank

Die Reichsbank hat am Samstagabend aus ihrem Bestandfür 35 Millionen Reichsmark Gold , an die Bank von Frank -
reich abgegeben . Inzwischen ist ein neuer Goldtransport nachFrankreich nicht erfolgt . Von maßgebender Seite wird dazuerklärt , daß es falsch sei, wenn die Öffentlichkeit solche Gold -abgaben eines Noteninstituts , die der natürlichen Regulie -rung zwischen den Währungen dienen , als Alarmnachricht be-trachte .

Das Ausland sehe darin die starke Entschlossenheit der
Reichsbank , alles zu tun , um die Wechselkurse im Gleichgs -
wicht zu halten . Es sei töricht , anzunehmen , daß ausländischeKredite in großem Umfange gekündigt und Anleiheverhand -
lungen gescheitert seien ; denn das Ausland sei von sich au »durchaus ruhig und besitze nach wie vor Vertrauen in die So -lidität und das Ansehen des deutschen Kredits . Die große Ge -fahr für den deutschen Kredit sei das Mißtrauen , welches vonDeutschen selbst ins Ausland getragen werde , während dasAusland weiterhin von dem Fortschritt der wirtschaftlichenEntwicklung Deutschlands rede , auch wenn durch die Wahleneine Änderung der politischen Lage eintreten würde .Weiter wird erklärt , daß die Devisennachfrage nachgelassenhat . Trotzdem fei es natürlich nicht ausgeschlossen , daß je nachLage der Devisenmärkte noch weitere Goldtransporte nebenden Devisenoperationen zur Regulierung der Wechselkurseerfolgen werden .

« owermere kür die « stionslsozialistenEr verlangt Revision der Friedensverträge
WTB . London, 24. Sept . (Tel .) Der früher scharf deutsch-

feindliche englische Zeitungsmagnat Lord Rothermere , derauch dadurch bekannt geworden ist, daß er eine Revision des
Friedensvertrags zugunsten Ungarns verlangt hat und in Eng -laud übrigens eine sehr umstrittene Stellung hat , hat seinemBlatt „Daily Mail " aus München , wo er sich zur Zeit auf -hält , einen Aufsatz zugesandt , in dem er sich mit dem Ergeb¬nis der Reichstagswahlen beschäftigt und u. a . schreibt, dergroße Wahlerfolg der Nationalsozialisten bedeutet die Wieder -
geburt Deutschlands als einer Nation und eine Botschaft andie Welt , daß die deutsche Jugend beiderlei Geschlechts entschlos -
sei sei, sich an der Leitung der nationalen Angelegenheiteniu beteiligen . Rothermere , der dem britischen Volk empfiehlt ,>er nationalsozialistischen Bewegung gegenüber keine feind -
selige Haltung anzunehmen , betrachtet die Verschiebung des
politischen Einflusses in Deutschland als vorteilhaft , wei.l sienach seiner Meinung einen neuen Schutzwall gegen den Bolsche -wismus schaffe.

Es ist auch nach seiner Meinung kein Grund dafür vorhan -den , daß Großbritannien oder Frankreich an gewissen außen -
politischen Bestrebungen der Nationalsozialisten Anstoß neh-men , denn , so sagt er , ihre Beschwerde , daß Deutschland alleinvon allen Großmächten in einem Zustande der Wehrlosigkeitgehalten wird , habe eine gerechte Grundlage . Im VersaillerVertrag hätten sich die alliierten Nationen zu allgemeiner Ab -
rüstung verpflichtet , aber während Deutschlands Streitkräfteauf 100 000 Mann und ein paar Küstenverteidigungsschiffebeschränkt bleiben , hätten feine Nachbarn ihre Rüstungen stän -
big vermehrt .

Des weiteren entwickelt Lord Rothermere , der zunächst eineGarantie der polnischen Westgrenze durch Deutschland gegenZusprechende Zugeständnisse der Pole » vorschlägt , seine Ideenbon der Gestaltung Mitteleuropas für den Fall der Bildungeiner nationalsozialistischen Regierung in Deutschland . Er
glaubt , daß Deutschland dann unverzüglich daran gehen würde ,ihm zugefügte flagrante Ungerechtigkeiten wieber gutzuma -
chen, und daß es dabei etwas größeres zusammenbringenwürde , als nur den Zusammenschluß mit Osterreich . Lord
Rothermere sieht bereits , wie dieses Deutschland Nicht nur diedrei Millionen Deutschen und die drei Millionen Ungarn inder Tschechoslowakei und Rumänien , sondern möglicherweise
auch die ungarische Nation selbst in seinen Bereich bringen

l

Letzte Nachrichten
Mas gebt in der Volkspartei vor !

Umorientierung nach rechts ?
Berlin , 24. Sept . <Priv .- Tel .) . In dem Berliner

Hotel „Habsburger Hof" fand gestern nachmittag eine Zu -
fammenkunft führender Abgeordneter und anderer prominen -
ter Persönlichkeiten der Deutschen Bolkspartei statt ,die sich mit der Frage beschäftigten , welche Folgerungen aus
dem Wahlergebnis zu ziehen seien, um die Wähler , die
die Deutsche Bolkspartei und die Mitte überhaupt «erlassenhabe », wieder herüberzuziehen .

Ein Berliner Mittagsblatt berichtet nun über diese Be -
sprechung , daß es sich um eine Verschwörung gegen den Par -
teisührer Scholz handele , dessen Stellung erschüttert sei . Dem -
gegenüber wird festgestellt , daß die Zusammenkunft sich inkeiner Weise gegen Dr. Scholz gerichtet habe . An der Bespre -
chung nahmen Vertreter beider Flügel der Partei teil . DieSitzung wurde bon vr . Schnell , Halle , geleitet . Der einzigeBeschluß ist die Einsetzung eines Arbeitsausschusses , der dieAufgabe hat , sich mit Organisationen ' der Partei im Landein Verbindung zu setzen, um den Zusammenschluß mit ande -ren Parteien der Mitte und der gemäßigten Rechten gewisser -maßen von unter her in Fluß zu bringen , nachdem die Be -
mühungen an der Zentralstelle ergebnislos geblieben sind .Dem Ausschuß gehören cm : Dr. Schnell , Halle , Dr . Jänicke ,Hannover , Hembeck, Lüdenscheid , Dr. Croll , Berlin , und Ober -
regieruugsrat Ziegler von der Reichszentrale für Heimat -
dienst .

Heute vormittag ist nun der Parteivorstand derDeutschen Bolkspartei zusammengetreten ? heutenachmittag um 3 Uhr beginnt die erste Sitzung der neuen
Reichstagsfraktion .

In politischen Kreisen gehen Gerüchte um , daß die Fraktionvoraussichtlich Beschlüsse fassen werde , die ihre Stellung zumKabinett grundlegend verändern würden . Von gut unterrich -teter Seite wird uns aber versichert , daß diese Darstellung derStimmung in der Fraktion zu weit geht . Die Fraktion werde
sich heute nachmittag auf eine Entschließung beschränken , dieeine sichtbare oder unsichtbare Koalition mit der Sozialdemo -kratie ablehnt . Offen ist noch die Frage , ob der Fraktion ?-
führer bereits heute gewählt wird . Eine starke Gruppe unterden volksparteilichen Reichstagsabgeordneten erstrebt statt des-
sen die Einsetzung einer Kommission , die sofort die Verbin -
dung mit der Wirtschaftspartei und den Konservativen undChristlich - Sozialen aufnimmt , um doch noch einen Zusammen -
schluß zu erreichen . Man glaubt , daß eine solche Kommissionmit Verhandlungen auf neuer Basis mehr Erfolg habenwürde . Es ist aber durchaus fraglich , ob diese Bestrebungenschon in der heutigen Fraktionssitzung greifbar werden .

Rücktritt des Gouverneurs
der Bant von Frankreich ?

WTB . Paris , 24. Sept . (Tel .) „Journal " meldet , es seigestern in politischen Kreisen und an der Börse das Gerüchtverbreitet gewesen , daß der Gouverneur der Bank von Frank -
reich . Moreau , zurücktreten werde . Der Name seines Nach-
folgers sei noch nicht genannt worden . Es scheine, den ein -
geholten Auskünften zufolge , daß die Regierung die Wahlerst in einigen Tagen treffen werde .

Zur Besetzung Pekings
Eine Erklärung Tschang Hsue-Ltangs

WTB . London , 24. Sept . (Tel .) Der „Times "-Vertreterin Mukden meldet : Der Gouverneur der Mandschurei , Mar -
schall Tschanghsueliang , erklärte , er habe Nordchina auf Grundeiner Bollmacht der Nanking -Regierung in Besitz genommen ,um das Volk zu schützen . Er werde die Zollverwaltung gegenmilitärische Übergriffe schützen und habe bereits den General -
inspektor angewiesen , wieder die volle Kontrolle über das
Zollwesen zu übernehmen . Er fügte hinzu , er arbeite aufeinen baldigen Frieden hin und bemühe sich, die Nanking -
Regierung zu Reformen zu veranlassen , die alle Klaffen be-
friedigen und für all« politischen Parteien annehmbar seinwürden . Er hoffe , die Regierung werde aufhören , das Mono -pol einer Partei zu sein .

Die mandschurischen Militärbehörden haben in Peiping
( Peking ) mehrere Proklamationen veröffentlicht , in denen esheißt , die Truppen seien gekommen , um die Ordnung aufrecht -
zuerhalten und endlich in ganz China den Frieden wiederher -
zustellen . Für allen Bedarf der Truppen werde bezahlt wer .den , und es würden keine Requisitionen erfolgen . Die fchwe-ren Steuern würden nicht nur nicht erhöht , sondern vermin -dert werden .

Die kommunistische „Reue Zeitung " wurde in München we-
gen Äußerungen des Hochverrats bis zum 1 . Oktober 1930verboten .

und sie im Laufe dieser EntWickelung die Tschechoslovakei,deren Entstehung er übrigens ausdrücklich auf seinen undseines verstorbenen Bruders , Lord Northcliffes , Feldzug wäh -rend des Krieges zurückführt , von der Bildfläche verschwindenwürde .
Am Schlüsse seines Aufsatzes wiederholt Lord Rothermerenoch seinen bereits vor einem Jahre gemachten Vorschlag ,daß die britische Regierung Deutschland die afrikanischen Ko-lonien mit Ausnahme von Südwestafrika zurückgebe« sollte ,die es ihm während des Krieges wegnahm .

-«- Das Kabinett , die Tage
und die Parteien

Das Reichskabinett hat gestern nachmittag in vier -
stündiger Sitzung über das große Reformprogramm de-raten . Anfangs bestand der Wunsch, diese Beratung aneinem Tage zu Ende zu führen . Es haben sich aber soviele Schwierigkeiten ergeben , daß man wohl vor Sams -
tag die Beratungen nicht abgeschlossen haben wird . Vor -
ausgesetzt , daß es zu einer vollen Einigung kommt. Wir
selbst halten diese Einigung für durchaus möglich und er-
hoffen sie dringend , weil die bisherige Zusammenarbeitder Kabinettsmitglieder doch zweifellos die Gewähr fürdie Durchführung einer vernünftigen Reformpolitik die-tet , und weil eine jede Hinauszögerung der Veröffent¬lichung des Programms aus inner - und außenpolitischenGründen bedenklich ist.

Der Fehlbetrag im Reichshaushalt wird nunmehr aufetwa 500 Millionen geschätzt . Er setzt sich zusammen auseinem Mindersteuerertrag von 300 Millionen ( 1) undeiner Erhöhung der Ausgaben sür die Arbeitslosenver¬
sicherung , die aus 400 Millionen beziffert wird . Da das
Reich nach Artikel 4 der Notverordnung davon die Hälftezu tragen hat , wären also zunächst etwa 500 Millionen
Defizit zu decken . Man rechnet allgemein mit einer Bei -
tragserhöhung für die Arbeitslosenversicherung , und
zwar auf 6V2 Prozent . Wenn im Zusammenhang mitder Ankündigung einer solchen Erhöhung betont wird ,daß eine Steuererhöhung oder eine Einführung neuerSteuern nicht beschlossen werden würde , so ist das nurein schwacher Trost . Denn die Erhöhung des Arbeits -
losenversicherungsbeitrags von 4y 2 auf 6y 2 Prozent be¬
dingt praktisch eine neue Belastung in einem Ausmaß ,daß man ihrer Auswirkung nur mit der größten Sorgeentgegensehen kann , über die weiteren Maßnahmen zurDeckung des Defizits soll erst in den nächsten Tagen Be-
schluß gefaßt werden .

Über das neue Reformprogramm , das sich im wesent-lichen auf das Etatsjahr 1931/32 beziehen wird , sollen
gleichfalls in den nächsten Tagen die entsprechenden
Beschlüsse gefaßt werden . Die Reichsregierung ist der
Ansicht , daß man unbedingt Politik auf längere Sichtbetreiben müsse . Wie es halbamtlich heißt , werde die
Reichsregierung ohne jede Beschönigung von den nüch-
lernen Tatsachen ausgehen , wie sie nun einmal gegeben
sind . Die Reformen würden also sehr umfassend sein.
Daß diese Reform sich in erster Linie auf die Arbeits -
losenversicherung und die damit im Zusammenhang ste-
hende Arbeitslosigkeit erstrecken wird , versteht sich von
selbst . Ohne grundlegende Änderung der bisherigen
Lohnpolitik wird man wohl der Arbeitslosigkeit nicht
Herr werden . Also wird angenommen , daß das Kabinett
auch nach dieser Richtung hin weittragende Beschlüsse fas-
sen wird .

Wie steht es nun mit den Parteien ? Der sozialdrnw -
kratische Parteiausschuß hat gestern in stundenlanger Er -
örterung die Lage besprochen. Die Auffassungen gingenaber so weit auseinander , daß keine Beschlüsse gefaßtwerden konnten . — Für den Christlich -Sozialen Volks -
dienst hat ein Führer erklärt , daß der Volksdienst sich
nicht als Rechtspartei schlechthin betrachte und mit den
Konservativen und dem Landvolk keine Fraktionsgemein -
schaft einzugehen gedenke . — Aus dem Bereich der Deut -
{che« Staatspartei interessiert die Mitteilung , daß die
demokratische Fraktion des Preußischen Landtags es ab -
gelehnt hat , sich als preußische Fraktion der Deutschen
Staatspartei zu konstituieren . Das ist gleichbedeutend
mit einer glatten Absage an die Deutsche Staatspartei .
Wahrscheinlich glaubt man in den Kreisen der preußi -
schen Demokraten , daß man auf die Dauer mit dem
Worte „Demokratie " doch noch besser vorwärtskommen
werde , als mit einer Parteibezeichnung , die sich im Wahl -
kämpf durchaus nicht bewährt hat . Trotz des Bündnisses
mit dem Jungdeutschen Orden sind die Stimmen für das ,was sich früher „Demokratische Partei " nannte und jetzt
„Deutsche Staatspartei " heißt , noch weiter zurück -
gegangen .

Nun zu den Nationalsozialisten ! Herr Göbbels hat die-
ser Tage erklärt , man „werde sich vom Staat bezahle«
lassen , um ihn dann um so sicherer stürzen zu können " .Das heißt also , daß man in die Regierung und die Ver -
waltung hinein will , um so sein Ziel zu erreichen . D&
Erklärung von Göbbels stehen wieder andere Äußerungen
gegenüber , nach welchen die Nationalsozialisten gar nicht
daran denken , jetzt schon die Verantwortung mit zu übe*'



nehmen ; sie wollen eine weitere Komplizierung der Lage
abwarten , weil sie davon die schließliche Eroberung der
Stimmenmehrheit erhoffen .

Praktisch haben die Nationalsozialisten also außer dem
gelvaltsamen Umsturz , den sie aber gerade in der letzten
Zeit in ihren offiziellen Reden als politisches Kampf -
mittel weit von sich gewiesen haben , nur zwei Wege offen :
den Weg über die Parlamente und die Verwaltungen ,
also den Weg der Mitarbeit , oder den Weg , der über
neue Wahlen zur Erringung der Stimmenmehrheit
führt . Dieser zweite Weg kann sich als ein Irrweg er-
weisen , zumal dann , wenn neue Gelegenheiten zum
Wählen gar nicht da sind . Und im übrigen können ja
wohl sowieso die Forderungen , die dem Nationalsozialis -
mus am nächsten am Herzen liegen , nur durch eine
Zweidrittelmehrheit verwirklicht werden , weil sie verfas -
sungändernder Natur sind . Da das Reichskabinett prin -
zipiell beschlossen hat , über sein Reformprogramm und
dessen Behandlung im Parlamente mit allen Parteien zu
verhandeln , wird man wohl schon in nächster Woche er -
fahren , wie die Stellung der Nationalsozialisten ist.

Inzwischen kommt die Meldung , daß auf Antrag der
Reichswehr beim Reichsgericht die Einleitung eines Hoch -
Verratsverfahrens gegen Hitler und Göbbels anhängig
gemacht worden sei . Man wird diesen Antrag nicht allein
Vom juristischen Standpunkt aus zu betrachten haben , son-
dern auch vom politischen .

'
Im Reichstagsgebäude hat sich gestern ein recht inter -

effanter Streit zwischen den Deutschnationalen und
Nationalsozialisten abgespielt , welche von den beiden Par -
teien die am weitesten rechtsstehende fei und demgemäß
die äußersten Plätze auf der Rechten zu beanspruchen
habe . Es ist immerhin beachtenswert , daß Herr Hugen »
berg überhaupt danach geizt , mit Hitler und seinen Leu -
ten derart in Konkurrenz zu treten . Einstweilen haben
die Nationalsozialisten „gesiegt "

, doch nur vorbehaltlich
der Zustimmung des Altestenrats .

Schließlich sei registriert , daß der Reichslandsbund des
Herrn Schiele mehrere Resolutionen gefaßt hat , die ein
Programm von Forderungen enthalten . Der Reichsland -
bund verlangt die Ausschaltung von Parteikoalitionen
und statt dessen die Berufung unabhängiger und willens -
starker , nationaler Führer durch den Reichspräsidenten .
Die nationale Kampfbewegung solle weiter getrieben
werden , „bis die Macht des Marxismus in Reich und Län -
dern gebrochen sei "

. Rein agrarpolitische Forderungen
sind folgende : sofortige Erhöhung des Vermahlungs -
zwanges für Weizen auf 9V Prozent , Erhöhung des Zoll -
satzes für Weizen und Einführung eines Beimischungs -
zwanges von inländischem Weizenmehl zu ausländischem
Weizenmehl , schleunige Einführung eines Beimischungs -
zwanges von Roggenmehl zu allem Weizenmehl , Ver -
schärsung der im Brotgesetz vorgesehenen Quoten , Kon -
trolle der Durchführung des Brotgesetzes , energisches
Einschreiten der Reichsregierung gegen Börsenspekulation ,
schleunige Einführung eines Verwendungszwanges für
inländische Gerste und eines ausreichenden Zollsatzes für
Weizenkleie . Weiter wird die sofortige Erklärung des
Zahlungsaufschubs gegenüber der Entente und inner -
politisch in erster Linie die Bekämpfung der Arbeitslosig -
keit durch Beseitigung der Ursachen gefordert . Die Ren -
tabilität der Landwirtschaft folle — auch im Interesse der
Arbeitslosen — wieder hergestellt werden . Weitere
Steuererhöhungen werden abgelehnt . Gefordert wird
eine Reform der öffentlichen Ausgabenwirtschaft . Und
^iese Reform foll auch vor Verwaltungs - und Verfassungs¬
änderungen nicht zurückschrecken . Durch Einführung des
Vetorechts einer zweiten Kammer soll der Ausgabenbe -
willigungsfreudigkeit der Parlamente ein Riegel vorge -
schoben werden . Bis zum Spruchreifwerden derartiger
Maßnahmen sollen die Befugnisse des Reichskommissars
erheblich vermehrt werden . Dchließlich wird die sofortige
Anpassung der Gehälter uni » Löhne an die gesunkene
Leistungsfähigkeit der Wirtschaft als unbedingt geboten
bezeichnet.

Da Herr Schiele als Vertreter des Reichslandbundes
im Kabinett jitzt , wird sich auch das Kabinett mit diesem
Programm auseinanderzusetzen haben .

Das Heidelberger Theater bleibt . In seiner Dienstag
abend abgehaltenen Sitzung stimmte der Bürgerausschuß Hei -
Kelberg dem Plan des Intendanten Hahn zur Weiterführung
des Heidelberger Theaters zu . Das Theater wird hiernach auf
die Dauer von 3 Jahren an Hahn verpachtet und ihm das
Gebäude , das Orchester , Heizung und Beleuchtung usw . zur
Verfügung gestellt . Sonst

'
erhält Hahn keinerlei Zuschüsse ;

der Betrag von 80 000 "M für Heizung und Beleuchtung wurde
sogar auf 25 000 3M herabgesetzt . Gegen den Beschluß stimm ,
ten die Kommunisten und Sozialdemokraten . Das Theater
öffnet nun am 28. September zum ersten Male wieder seine
Pforten .

Camilla Jellinek 70 Jahre alt . Die in der deutschen Frauen -
bewegung in vorderster Reihe stehende Witwe des 1311 ver -
storbenen Staatsrechtlers an der Heidelberger Universität , des
Geh . Hofrats Prof . Dr. Georg Jellinek , Camilla Jellinek . kann
am heutigen Mittwoch in großer geistiger und körperlicher Rü -
stigteit ihren 70 . Geburtstag begehen . Seit Gründung des
Badischen Verbandes für Frauenbestrebungen ist sie dessen
Mitglied und seit 1925 dessen Vorsitzende . Seit 15 Jahren
ist sie auch Mitglied des Gesamtvorstandes des Bundes deut -
scher Frauenvereine . Sie ist außerdem Vorsitzende der Rechts -
kommission des Bundes deutscher Frauenvereine und wurde
von diesem als das einzige deutsche Mitglied der Rechtskom -
Mission des Internationalen Frauenbundes delegiert . Damit
ist zugleich verbunden , daß sie an Tagungen des Jnternatio -
Halen Frauenbundes in einer Reihe ausländischer Städte teil -
nimmt .
» Auszeichnung eines Kieler Gelehrten . Die staatswissenschaft -

liche Fakultät der Universität Heidelberg hat dem Professor Dr.
Werner Wedemeher , dem ordentlichen Professor des bürgerlichen
und römischen Rechts und des Zivilprozeßrechts an der Universi-
lä ! Kiel , die Würde eines Ehrendoktors verliehen

Die Genter Veratungen
Der Ausschuß für europäische Zusammenarbeit

Der vom Völkerbünde eingesetzte Studienausschuß für die
Frage der europäischen Zusammenarbeit hat in seiner kon-
stituierenden Sitzung am Dienstag Briand zum Vorsitzenden
und Sir Drummond zum Sekretär gewählt . Die nächste Sit -
zung findet im Januar 1931 statt .

*
WTB . Paris . 24. Sept . (Tel . ) . „Petit Journal " schreibt

über die Europaunion : An Arbeit wird es dem Europakomitee
nicht fehlen . Der Winter wird sich besonders hart für meh-
rere durch die Wirtschaftskrise stark heimgesuchten Länder an -
lassen . Es ist Aufgabe des Europakomitees , den Grundsatz der
Solidarität seiner Mitglieder zu proklamieren und nötigenfalls
eine besondere Hilfeleistung für diejenigen , die am härtesten
getroffen sein werden , ins Werk zu setzen. Es ist aufrichtig zu
wünschen , daß dies nicht für Deutschland gilt , aber schließlich
können die mächtigsten Rationen in gewissen kritischen Augen -
blicken erdrückt werden . Deutschland und sogar Frankreich ha -
ben angstvolle Stunden während ihrer Jnflationskrisen ken-
nengelernt . Eine der ersten Aufgaben , die sich Europa stellen
müsse , ist , sich gewissermaßen als „Gesellschaft für gegensei -
tige Hilfeleistung " zu konstituieren , um die praktische Bedeu -
tung einer derartigen Organisation und vor allem ihre Wi -
derstandsfähigkeit gegenüber "den Mächten der Auflösung zu
verstärken .

Die Wirtschaftsfragen
In dem Wirtschaftsausschutz wurde am Dienstag die Ge-

neraldebatte zum Abschluß gebracht . Es soll versucht werden ,
bis Freitag die vorläufig noch nicht unerheblich divergieren -
den Auffassungen in einem gemeinsamen Bericht zu einigen .
Es wurde ein Antrag der indischen Delegation angenommen ,
der über die Behandlung der europäischen Probleme hinaus -
gehend eine allgemeine Untersuchung der Weltwirtschaftskrise
unter besonderer Berücksichtigung der Agrarfragen verlangt .
Der deutsche Delegierte , Freiherr von Rheinbaben , hat die-
sein Antrag ausdrücklich zugestimmt .

Erwähnung verdient noch die Tatsache , daß der französische
Vorschlag auf Schaffung eines . ständigen Schiedsgerichtshofes
für die Schlichtung von Handelsstreitigkeiten , gegen den sich
gestern bereits der deutsche Delegierte gewandt hat , heute
auch von der Schweiz und Großbritannien abgelehnt worden
ist.

Die Abrüstung
Die Genfer Bemühungen , um die Aufstellung eines allge -

meinen Abkommens zur Verstärkung der Krieg verhütenden
Mittel im Sinne der 1928 gemachten deutschen Vorschläge
sind vorläufig fehlgeschlagen . Man rechnet damit , daß die
Völkerbundsversammlung am 4. Oktober zu Ende geht .
Deutschland hatte für den Fall einer Kriegsgefahr eine Reihe
von militärischen und nichtmilitärischen Maßnahmen vorge -
schlagen , die der Völkerbund anordnen und jeden in Frage
kommenden Staat zu befolgen sich verpflichten sollte . Bereits
im Sicherheitskomitee ergaben sich Meinungsverschiedenheiten
über den Umfang und die Tragweite dieser Maßnahmen , ins -
besondere über die Frage der Kontrolle und der etwa zu er -
greifenden Sanktionen . Der Abrüstungsausschuß der Völker -
bundsversammlung teilte mit , daß er über die Grundgedanken
des Abkommens , vor allem über die Verhütung bewaffneter
Zusammenstöße und Grenzzwischenfälle und die Notwendigkeit
einer wirksamen Kontrolle vollkommen einig geworden sei,
daß ' sich aber hinsichtlich der vom Völkerbundsrat anzuord -
nenden militärischen Maßnahmen keine einheitliche Auffassung
erzielen ließe . Infolgedessen beschloß der Ausschuß , den Völ -
kerbundsrat zu ersuchen , für die noch offenen Fragen ein
Studienkomitee einzusetzen , das der Völkerbundsversammlung
des nächsten Jahres im Benehmen mit den beteiligten Re -
gierungen Vorschläge unterbreiten soll.

Die erste Reichstagssitzung
Die erste Sitzung des neuen Reichstags , die am 13. Oktober

stattfindet , soll um 15 Uhr .beginnen . In ihr wird lediglich die
Beschlußfähigkeit des Hauses durch Namensaufruf der Mit -
glieder festgestellt . Die Sitzung wird eröffnet und geleitet von
einem Alterspräsidenten . Nach der Zahl der Lebensjahre wird
dies der Zentrumsabgeordnete Herold sein , da der bisherige
Senior des Reichstags , der sozialdemokratische Abgeordnete
Bock , Gotha , für diesen Reichstag nicht wieder kandidiert hat .
Der nächstälteste Abgeordnete nach Herold ist der Abgeordnete
D . Kahl (Deutsche Voltspartei ) . Es steht auch schon fest , daß
am Dienstag , 14. Oktober , die Wahl des Präsidiums des
Reichstags vorgenommen werden wird .

*
Im Reichstage fand am Dienstag die Besprechung des Prä -

sidenten Löbe mit den Parteiführern über die Platzverteilung
im Plenarsitzungssaal des Reichstages statt . Der Besprechung
lagen sechs Vorschläge zugrunde . Angenommen wurde schließ-
lich der Vorschlag , vorn im Sitzungssaal vier oder fünf Pult -
reihen bestehen zu lassen , und für alle übrigen Abgeordneten
nur Stühle zur Verfügung zu stellen , um so alle Abgeord -
nete im Sitzungssaal unterzubringen . Der deutschnationale
Hergt meldete hierauf für seine Partei den Anspruch auf die
Plätze auf der äußersten Rechten des Sitzungssaales an . Für
die Nationalsozialisten protestierte Dr . Frick hiergegen . Der
Anspruch der Nationalsozialisten auf die Plätze der äußersten
Rechten wurde schließlich vorläufig anerkannt .

Die Arbeitsmarktlage im Reich
Fast 3 Millionen Arbeitslose

Wie die Reichsanstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeits -
lofenversicherung bekannt gibt , hat die zahlenmäßige Bela -
stung der Arbeitslosenversicherung in der ersten Hälfte des
September etwas abgenommen , die der Krifenunterstützung
ist dagegen weiter gestiegen . Mit rund 1503 000 Köpfen
bleibt die Zahl der Hauptunterstützungsempfänger um etwa
3500 hinter dem Stande vom 31 . August zurück . Zusammen
mit den annähernd 459 000 Krisenunterstützten hat die Be -
lastung beider Unterstützungseinrichtungen eine Gesamtzahl
von rund 1962 000 erreicht und ist damit um 15 000 höher
als Ende August . Erheblich stärker , etwa 103 000 , ist die Zahl
der bei den Arbeitsämtern gemeldeten verfügbaren Arbeits -
suchenden gestiegen . Setzt man diejenigen ab , die noch in ge-
kündigte oder ungekündigter Stellung oder in Notstandsar -
beit beschäftigt waren , so verbleibt Mitte September eine
Zahl von rund 2 983 000 Arbeitslose . Das Anwachsen dieser
Zahl gegenüber Ende August um ungefähr 100 Köpfe , ist ein
Zeichen dafür , daß die Wirtschaft weiterhin in der Depression
verharrt .

Deutschfeindliche Kundgebungen in Prag . Aus Prag wird
über antideutsche Kundgebungen jugendlicher faschistischer
Elemente berichtet . Die Menge wollte vor die deutsche Ge -
sandtschast ziehen , sammelte sich aber irrtümlich vor einem
benachbarten Privathaus und stieß dort Schmährufe gegen
Deutfchland aus .

Die Mmer Vttlziere vor dein B?ei <Z?sgerick )t
Die Vernehmung der Angeklagten — Hitler

als Zeuge geladen
Im Verlaus des Prozesses vor dem Reichsgericht , über dessen

gestrigen Beginn wir schon berichtet haben , erklärte der Ange -
klagte Ludin . die drei Angeklagten seien nach München ge»
fahren , weil Wendt und Scheringer mit ihrer Verabschiedung
hätten rechnen müssen und beide versuchen wollten , ein l .nter -
kommen zu finden . Sie hätten geglaubt , sich bei der NSDAP
betätigen zu können und sich deshalb über die Ziele der Partei
erkundigen wollen . Es sei ihnen aber in München ausdrück -
lich erklärt worden , irgendeine illegal « Verbindung mit der
Armee könne nicht in Betracht kommen ; alles , was die Partei
tue , könne nur auf verfassungsmäßigem Wege geschehen . Ludin
wird darauf hingewiesen , daß ihm die Äußerung , er wolle
möglichst in jedem Wehrkreis einige zuverlässige Leute haben ,
besonders schwer belaste und den Schluß aus die Absicht einer
nationalsozialistischen Zellenbildung innerhalb der Reichswehr
nahelege . Weiter wird von dem Vorsitzenden an Ludin die
Frage gerichtet , was die Äußerung zu bedeuten habe / die Ent -
Wicklung werde sich über mehrere Jahre erstrecken , weil alle
Teile aus dem Hitlerputsch gelernt hätten . Ludin erklärte ,
daß gerade diese Äußerung gegen die Absicht , eines gewalt -
samen Umsturzes spreche, da der Zusammenbruch des Hitler »
putsches den Beweis dafür erbracht habe , daß auf illegalem
Wege nichts zu erreichen sei. Auch Wendt erklärte , daß ihm
und seinen Kameraden eine Umsturzabsicht ferngelegen habe .
Sie hätten lediglich von unten her die wahre Volksstimmung, ,
die gegen den Versailler Vertrag und gegen den Aoungplan
gewesen sei , zur Kenntnis des Reichswehrministeriums bringen
wollen , das dann seine Konsequenzen hätte ziehen können

Der als Sachverständige ernannte Major Theiss ? » " vom
Reichswehrministerium führte u . a . aus , die Ausgabe dev
Reichswehr sei dahin begrenzt , daß sie als Organ der gteichs,
regierung zu wirken habe . Ob sie eingesetzt werde zum
Schutze der Grenzen oder zum Befreiungskampf , fei allein
Sache der Reichsregierung . Der Einsatz erfolge auf Befehl
des obersten Befehlshabers , des Herrn .Reichspräsidenten .
„Von einer Mißstimmung , wie. sie hier geschildert wird , habe
ich nichts gehört "

, erklärte Major Theissen schließlich.
Die Angeklagten erklärten im Anschluß an diese Aussüh -

rungen , sie wüßten sehr wohl , daß Soldaten sich nicht politisch
betätigen dürften .

Ferner wurde die Reise Ludins nach Berlin erörtert . Der
Angeklagte hatte sich dort für den 1 . Dezember mit zwei Off .i»
zieren der Berliner Garnison zu einer Zusammenkunft der -
abredet und in einem diese Verabredung betreffenden Brief
die Bemerkung „Bitte verbrennen ! " hineingeschrieben . Schon
auf dem Wege zum Weinhaus Rheingold soll Ludin den Zweck
der Zusammenkunft dahin umrissen haben , sich darüber klar
zu werden , wie die Reichswehr sich verhalten solle , wenn die
Nationalsozialisten die Regierung zu stürzen versuchen wür -
den . Das Ziel sei, die jetzige Regierung durch eine ander «
zu ersetzen , die den Versailler Vertrag und die Kriegsschuld -
lüge beseitigen und eine bessere Ordnung schaffen werde .
Wenn die Ziele nicht auf anderem Wege zu erreichen wären ,
bliebe der Umsturz als letztes Mittel . Ludin bestreitet , irgend -
welche Ausführungen gemacht zu haben , die zum gewaltsamen
Umsturz auffordern .

Die Vernehmung der Angeklagten schloß mit verschiedenen
Fragen des Vorsitzenden ifti den Angeklagten Wendt . so z . B <
wie er sich denn das sog. dritte Reich Hitlers vorstelle ? Wendt
begnügte sich aber mit der kurzen Erklärung , daß dies das
Reich sei , das die NSDAP auf legalem Wege erstrebe , wie ;
das jetzt die Wahlen 'gezeigt hätten . ;

Zum Schlüsse stellt Rechtsanwalt Frank (München ) als Ver ?
teidiger Mendts den Antrag , den Führer der NSDAP , Hitler ,
als Zeugen zu laden , und ihn darüber zu vernehmen , daß die
NSDAP , weit davon abstehe , auf illegalem Wege die Verfas -
sung zu ändern ; denn von dieser Aussage hänge sehr viel für
die Angeklagten ab . Es erging ein Beschluß des Gerichtes
dahin , dem Antrage Dr . Frank stattzugeben . Hitler , der sich
zur Zeit in Berchtesgaden zur Erholung aufhält , soll vom
Reichsanwalt auf schnellstem Weg« für Donnerstag vormittag
als Zeuge geladen werden .

*
WTB . Leipzig , 24. Sept .

'
(Tel . ) . ^)er zweite Berhand -

lnngstag ist der Vernehmung der geladenen Zeugen gewidmet ,
die mit in der Hauptsache aus Offizieren verschiedener Char »!
gen , vom Leutnant bis zum Obersten , sich zusammensetzen .

Rechtsanwalt Dr . Sack beantragte , auch den Generalobersten
Heye und General Wenker als Zeugen zu laden , weil diese
Herren nach dem Ergebnis der Voruntersuchung ausgesagt
hatten , daß Scheringer nicht gegen seine Pflicht gehandelt
habe . Ferner sei zugegeben worden , daß Fehler vorgekommen
seien , die zur Entlassung der verantwortlichen Offiziere ge-
führt hätten . Nach dem Ergebnis der militärischen Unter »
suchungen habe Scheringer jedenfalls nichts Böses im Schilde
gehabt .

Die Ausrufung der Zeugen bringt die erste Sensation in
dem bisherigen Verlauf des Prozesses . Hauptmann Pfeffer
ist nicht erschienen . Über den Grund seines Nichterscheinens
gibt der Vorsitzende sodann bekannt , daß er zwar versucht
habe , das Gerichtsgebäude vor 9 Uhr zu betreten ; er sei aber
von dem diensttuenden Schupobeamten nicht hineingelassen
worden , weil er jede Auskunft über seine Person verweigert
und auch nicht die Zeugenvorladung vorgewiesen habe . Der
Reichsanwalt beantragte gegen Hauptmann Pfeffer eine Ord ?
nungsstrafe von 100 Mi wegen selbstverschuldeten Nichter -
scheinens .

Als erster Zeuge wurde der politische Schriftleiter des „Völ -
kischen Beobachters " in München . Wilhelm Weiß , vernommen ,
den Scheringer und Ludin am 1 . November 1929 aufgesucht
hatten . Er habe den Eindruck gehabt , daß die beiden Ofsi -
ziere sich lediglich rein persönlich über die Ziele der Partei
hätten informieren wollen und über das Ergebnis der Befpre -
chung nicht besonders befriedigt gewesen seien . Sie hätten sich
darüber beklagt , daß ihnen der gegenwärtige Kurs der Reichs -
wehr nicht zusage , weil die Reichswehr jetzt lediglich nur noch
das Vollzugsorgan eines demokratischen Systems sei. Er könne
sich aber nicht mehr erinnern , daß etwas von einer allgemeinen
politischen Befreiungsaktion geredet worden wäre . Ganz be»
stimmt aber erinnere er sich, daß irgendwelche Aufträge seitens
der Partei oder seinerseits an die beiden Angeklagten nicht er -
gangen seien . Auch seien weder Hitler noch andere führende
Parteivertreter von dem Ergebnis dieser Besprechungen unter -
richtet worden .

Hochverratsverfahren gegen Hitler und Goebbels
CNB . Berlin , 24. Sept . (Priv . -Tel . ) Wie die Berliner

Morgenblätter mitteilen , hat der Reichsanwalt im Laufe dei

Nachmittagsverhandlung im Reichswehrprozetz die Mitteilung

gemacht , daß auf Antrag der Reichswehr gegen Adolf Hitler
und Dr. Goebbels ein Hochoerratsverfahrcn anhängig gemacht
wordcn ist .

II



Der Einnahmeriickgang der Reiässbahn. Die VerwaltungS -
ratssitzung der Reichsbahn, die am Montag begonnen hat , wird
heute fortgesetzt . Der Verwaltungsrat wird sich mit dem be-
kannten Lokomotivvertrag, der Konkurrenz des Kraftfahrwe¬
sens und mit finanziellen Problemen beschäftigen . Der Augusterbrachte gegenüber dem Vorjahr einen Einnahmeriickgangum 90 Millionen Reichsmark, die ersten acht Monate also ins -
gesamt 480 Millionen Reichsmark.

Erwerbslofcntundgebung in Düffeldorf. Mehrere Truppsvon Erwerbslosen versuchten am Dienstag , in den Straßenvon Düsseldorf am Ständehaus zu demonstrieren. Nachdem die
Polizei die Menge zerstreut hatte , kam es zu größeren An-
sammlungen im Innern der Stadt . Die Polizei riegelte die
zum Graf - Adolf -Platze führenden Ströhen ab und trieb die
Demonstranten auseinander .

Die internationale Hygieneausstelluug in Dresden wird im
jähre 1881 wiederholt, wobei beabsichtigt ist, den sachlichenlt neu zu gestalten und zu erweitern.

Kleine Chronik
„Graf Zeppelin" hat auf seiner Fahrt nach Finnland amDienstag in Berlin eine Zwischenlandung vorgenommen. Ge-

gen IL Uhr nachts wurde Stettin überflogen . Heute früh .8 Uhr , Ortszeit , wurde Libau und um 9 .50 Uhr Riga unter
lebhaftem Jubel der Bevölkerung überflogen.

In Heimbach bei Hall war am 14 . September das 2 ^
fahre

alte Söhnchen des Arbeiters Windmüller plötzlich ge-orben. Der Vater hatte als Todesursache angegeben, dasKind sei vom Heustock gefallen. Er hat nunmehr gestanden,das Kind, das in der Entwicklung etwas zurückgeblieben war ,aetötet zu haben, indem er es mit dem Kopfe gegen den Bo-
den schlug.

Der Arzt des Krankenhauses Hamm (Westfalen) , Dr. Jr -stgler, ein geborener Tschechoslovake, ist als lästiger Auslän -
der aus Deutschland ausgewiesen worden, weil er in national -
sozialistischen Wahlversammlungen und Stratzendemonstratio -nen zur Bekämpfung des deutschen Staatswesens aufgefor -dert hat.

Unter dem dringenden Verdacht, einen Offenbarungseid
wissentlich falsch geleistet zu haben, ist die schlesische Ritter -
gutsbesitzerin Frau von Puttkamer in Grotz -Ausker (Kreis
Blohlauj verhaftet worden.

Im Fliegerlager CHSlons stürzte am Dienstag ein Flug -
zeug des 11 ., in Metz liegenden Fliegerregiments ab. Beim
Aufschlagen auf den Boden ging das Flugzeug in Flammenauf . Von den 4 Insassen , sämtlich Unterosfziere, kamen
8 ums Leben, der vierte konnte sich durch Abspringen mit dem
Fallschirm retten .

Bei Stalingrad (Rußland ) stieß «in Güterzug mit einer Lo-tomotive zusammen, die sich über die Nebengleise legte und«inen Personenzug zum Entgleisen brachte . 4 Personen wur -den getötet, 4 schwer, 10 leicht verletzt .
In Chitino bei Minsk (Rußland ) wurden bei einem Kino-brande 72 Personen verletzt .
Von der Andree-Expedition wurden weitere Dokumente ge-

ftinden. Die Sichtung des Materials ist im Gange und dürfteKlarheit über diese Forschertragödie bringen .

Die Heidelberger Skandalaffäre
Wie das Geld verschwendet wurde

Wie bereits bekannt, sind seitens der Leitung der Woh¬nungsbaugesellschaftfür die Vermittlung von Aufträgen erheb-tidae Summen als Provisionen bezahlt worden, deren höchstestch auf 15 000 Reichsmark belief. Im ganzen wurden bis -her 94 000 Reichsmark derartiger Provisionsgelder festgestellt .Nach § 826 des BGB . (Verstoß gegen die guten Sitten ) wird
nunmehr die Rückzahlung der meisten dieser Provisionsgelderverlangt . Am Dienstag ist — wie gemeldet — der Konkursder Gesellschaft eröffnet worden.Eine interessante Tatsache geht aus dem Briefe eines frü «beren Mitarbeiters von Paul Müller an die „Heidelb . N. N ."hervor. Der Schreiber teilt mit, daß Paul Müller , der in
ärmlichen Verhältnissen lebte, im Jahre 1926 auf seine (des
Schreibers ) Veranlassung hin , den Posten eines Buchhaltersbeim Deutschen Bauverein e . V . in Sinsheim erhielt und bald
darauf Kassier wurde. Damals habe Müller bereits mit
Unterschlagungen begonnen, von denen der Briefschreiber der
Staatsanwaltschaft Anzeige erstattete. Der in den Heidel-berger Angelegenheiten mitverhaftete Rechtsanwalt LudwigMüller » der damals Aufsichtsrat des Deutschen Bausparver -eins in Sinsheim war und dessen rechtliche Interessen vertrat ,gab aber auf Anfrage der Staatsanwaltschaft diejenige Bankan , von der niemals Geld abgehoben wurde, während er die
Verbindung mit einer zweiten Bank, von der dauernd Geldentnommen wurde, verschwieg . Infolgedessen mutzte seiner-zeit die Staatsanwaltschaft das Verfahren einstellen. DerVorfall beweist , datz schon zu jener Zeit Paul Müller undLudwig Müller in nicht ganz einwandfreier Weise zusammen-gearbeitet haben.

Über die Art und Weise , wie nun die drei Geschäftsführer«s verstanden haben, die Millionen, die ihnen durch die Finderliefen, zu verschleudern , bringt das „Heidelb. Tagebl ." einigeEinzelheiten, die einen furchtbaren Einblick in die Geschäfts-moral dieser Auch-Kausleute wirft . Es heißt da u. a . :
„Man erzählt uns , daß der Geschäftsführer Paul Müllerin seiner luxuriös eingerichteten Wohnung in der Lessing -

Pratze fast Abend für Abend große Gastereien gab, wobei Sekt,erlesenste Weine und Liköre sowie die teuersten Delikatessen«ine Selbstverständlichkeit waren , und datz seine Gemahlin ,die „Gnädige Frau "
, eine frühere Bardame , sich nicht scheute ,manchmal im seidenen Pyjama mitten in der Tafelrunde derguten Freunde zu sitzen und den Sekt aus ihrem Stiefelchentrinken zu lassen oder am Suff ihre Geschmeide und Brillanten

achtlos über den Tisch zu werfen, Brillanten , gekauft vom Geld,das pfennigweise in Opferbüchsen gesammelt war und ausmilden Gaben stammte, bestimmt für edle Aufgaben der Kran -
kenhilfe und Schulerziehung.Nur ein kleines Beispiel, wie mit dem Gelde gehaust wurde :Vor kurzem wurde im Büro der Wohnungsbau G . m. b. H.die Rechnung eines Mannheimer Geschäfts von 1200 Reichs-mark für gelieferte Spitzen für Damenwäsche präsentiert .Rechtsanwalt Bähr , der juristische Beirat der Kongregation ,fragte höchst erstaunt bei der Firma an , was es denn mitdieser Spitzenrechnung für «ine Baugesellschaft für eine Be-wandtnis habe . Er bekam zur Antwort , datz RechtsanwaltLudwig Müller in Begleitung einer „zierlichen, jungen Dame "

We Spitzen gekauft und angeordnet habe, die Rechnung zurTinlösung bei der Ballgesellschaft einzureichen.Ein besonders dunkles Kapitel ist bei der Wohnungsbauge -
ßellschaft das Arbeiten mit Schmiergeldern gewesen . Die vor-
^ fundenen Belege ergeben darüber geradezu erschütternde Be-

Wegen Stützung der Schwesternkongregation in Speyer sind ,wie man hört , seit Montag Verhandlungen mit der DiözeseSpeyer im Gange , die die Erlangung von Bürgschaften zumZiele haben, da ein Konkurs der Kongregation wegen derschweren Folgen auf jeden Fall vermieden werden soll.

Baifllselier Teil
Die Llektriüzierung

der Vabnstrecke Lrnnkkurt- Knsel
Wie aus einer Notiz in Nr . 709 der „Frankfurter Zeitung "

vom 23. September 1930 ersichtlich, hat erfreulicherweise jetzt
auch der Frankfurter Oberbürgermeister den von mir bereits
am 21 . Mai d. I . in der „Karlsruher Zeitung " ausgeführtenGedanken aufgegriffen , zur Erleichterung des Arbeitsmarttes
die Umstellung des Betriebes auf den Bahnstrecken Frank -
furt —Basel auf den elektrischen , möglichst rasch durchzuführen.
Nicht nur die in seinem auf der Herbsttagung des Landes -
eisenbahnrates Frankfurr betonten, zur Umstellung auf den
elektrischen Betrieb unmittelbar erforderlichen Bauarbeiten ,
schaffen Verdienstmöglichkeiten , sondern Hand in Hand mit
der Umstellung geht zweckmäßig auch die Beschaffung der sürden elektrischen Betrieb benötigten Energie, d. h. der Ausbau
einer Oberrheinkraft sowie des zweiten Ausbaues des Schluch -
seewerkes , der weiteren Tausenden Arbeitern jahrelang Be-
schästigung bieten würde.

Da alle diese Arbeiten rentabel sind, läßt sich ihre Durchfüh-
rung auch mit nicht im Inland selbst gebildetem Kapital weit
mehr rechtfertigen, als etwa zu dem Bau von Wohnungenund Straßen . Dr. Heimle.
Der badische Staatspräsident

über das JugendherbergswerkDer bad . Staatspräsident hat zu dem Werbetag der deut-
schen Jugendherbergen in folgenden Worten sich über das
Jugendherbergswerk ausgesprochen :

„Das Jugendherbergswert , aus der selbstlosen Hingabe deut-scher Jugenderzieher erwachsen , hat mit seinen Einrichtungenein« solche Bedeutung erlangt , daß kein Führer des Volkesmehr an ihm vorübergehen wird. Auch ich schätze die Arbeit,die das Jugendherbergswerk in sozialem , erziehlichem und
vaterländischem Wirken zum Besten der heranwachsenden Ju -gend geleistet hat, hoch und möchte wünschen , daß alle Schich-ten der Bevölkerung, nicht zuletzt auch alle amtlichen Stellen ,diesem Werk die Förderung angedeihen läßt ."

Beginn des Rheinbrückenbaues
Mannheim -Ludwigshasen

Nachdem das Ubereinkommen über den Bau der drei Rhein«brücken bei Mannheim , Speyer und Maxau nach einer Mit -teilung des Reichsverkehrsministers endgültig festgelegt ist,werden nunmehr die Arbeiten für den Brückenbau Mannheim —
Ludwigshafen, der als der dringlichste anerkannt wurde, inAngriff genommen . Die neue Rheinbrücke wird nach einemEntwurf von Reichsbahnoberrat Krabbe, Essen , direkt oberhalbder bisherigen Brücke errichtet werden . Sie dient als Eisen-
bahnbrücke , während auf der alten Brücke zwei Verkehrs-
stratzen nach dem Einbahnsystem mit je einem Stratzenbahngleisgeschaffen werden. Die neue Rheinbrücke wird das Landschafts-vild kaum verändern , da sie sich in ihrer Konstruktion mit denUmrissen der alten Brücke deckt.

Die Autohöhenstraße im Schwarzwalvvor der Vollendung
Der Straßenbau Hundseck— Unterstmatt, das letzte Glied der

Durchgangshöhenstraße Karlsruhe — Baden-Baden — Freiburg /Feldberg/St .Blasien—Konstanz (Bodensee ) schreitet rüstig vor-wärts . Die Arbeiten dürften spätestens bis Mitte Oktoberdieses Jahres beendet sein .

Der Erdrutsch an der Schwarzwaldbahn
Entgegen anderslautenden Meldungen teilt der BadischeVerkehrsverband mit, datz kein Tunneleinsturz im Bereich der

Schwarzwaldbahn stattgefunden hat . Ein steiler Hang amPortal eines überhalb Triberg gelegenen Tunnels sollte plan -
mätzig abgeflacht werden. Dabei war mit der Möglichkeit der
Loslösung grötzerer Erdmassen gerechnet und entsprechendeSicherungen getroffen worden . Der dann tatsächlich einge-tretene Erdrutsch vollzog sich ohne Verletzung von Personenund ohne Beschädigung des Tunnels . Die vorübergehendeUnterbrechung des durchgehenden Verkehrs erfolgte lediglichzu dem Zweck , die Erdarbeiten ohne Gefährdung des Betrie -des so rasch wie möglich zu Ende zu führen . Der Personen -
verkehr über die Schwarzwaldbahn war dabei nicht im gering -
sten gehemmt. Vielmehr wurden die Reisenden zwischen Tri -ber und Sommerau mit bequemen Uberlandomnibussen der
Reichspost befördert, so datz der Personenverkehr, von verein-
zelten geringen Verspätungen abgesehen , sich ohne Einschrän-
kung fahrplanmätzig abwickelte.

Zur technischen Anlage der Schwarzwaldbahn selbst sei nochbemerkt, datz seit über 50 Jahren kein größerer Unfall zu
verzeichnen ist, der durch Störungen der Bauanlagen bervor-
gerufen worden wäre. Die Schwarzwaldbahn, dieses technischeWunderwerk aus den 70er Jahren , das selbst das Vorbild fürdie Gotthardbahn gegeben hat, darf daher als ein vorbildlichesund absolut sicheres Verkehrsmittel der deutschen Mittelgebirgebetrachtet werden.

Gemeindebuch der evangelisch- protestantischen
Landeskirche

Im Auftrag des badischen Pfarrvereins wurde jetzt von Kir-
chenrat V . Renner eine Neuausgabe der im Jahre 1900 erschie-nenen evangelischen Gemeindestatistik geschaffen. Sie enthält eine
Aufzählung des Besitzes, des Bekenntnisstandes , der Verkehrs-läge , des Aufgabenkreises und der kommunalen Verhältnisse jederbadischen evangelischen Gemeinde sowie ihrer Nebenorte , in denen
evangelische Gemeindeglieder wohnen. Ein Anhang zeigt den per -
sonellen Aufbau der obersten Kirchenbehörde und der Vereine
badischer Geistlicher. Das 248 Seiten umfassende, geschmackvoll
gebundene Buch ist durch die Buchdruckerei „Fidelitas" zu be-
ziehen .

Notstandsarbeiten
sollte jetzt jede Gemeinde vorbereiten .

Beratungen , KostenQberschlftge unentgeltlich
Bauleitungen * Finanzierung
Techn . Gemeindebüro
Inh . Reg . - Baurat a . D . O . Kohler

Telefon 26S0 D^ eidelderg Zähringersir . 38
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Der Pestalozzi -Berein badischer Lehrer
Gegründet 1846 zu Achern und nahezu 3000 Mitglieder zäh-lend , hatte im abgelaufenen Geschäftsjahr 1921 an Einnahmen300134 Ml , . an Ausgaben 299 783 Ml zu verzeichnen. AnSterbegeldern wurden 53 991 Ml ausbezahlt. Das Sterbegeldbeträgt für ein verstorbenes Mitglied 700 bzw. 760 Ml, für eineverstorbene Frau die Hälfte . Das Reinvermögen betrug auf31. Dezember 1929 404 192 Ml und hat sich seit 1 . Januar 192gum 17 646 Ml vermehrt.

Aus der Landeshauptstadt
Wegen Beleidigung des Ministers Remmele

zu 300 RM . Geldstrafe verurteilt
Vor dem Erweiterten Schöfsengericht Karlsruhe halte sicham Dienstag der verheiratete, 35 Jahre alte Kausinann OttoRufs aus Bruchsal wegen Beleidigung des Ministers Remmelezu verantworten . Der Angeklagte hatte im August einemguten Bekannten , dem Bierbrauer K ., und dessen Frau er-zählt, es gehe das Gerücht um, datz Minister Remmele miteiner Prostituierten ein Verhältnis gehabt und dieser 4000Reichsmark angeboten habe , damit sie Karlsruhe verlassensolle . Der Angeklagte gab zu , das erzählt zu haben, jedochhabe er aber hinzugefügt , datz es unerhört sei, wenn Persön -lichkeiten des öffentlichen Lebens in einer derartigen Weiseangegriffen würden . Irgendeine Absicht habe ihm gänzlichfern gelegen.

Wie die Beweisaufnahme weiter ergab, hatte K . gleich dar-auf einem Bruchsaler Lehrer von diesen Dingen Kenntnisgegeben , der seinerseits sofort dem Minister schriftlich Mit -teilung machte . Minister Remmele stellte darauf gegen RuffStrafantrag . — PolizeioberinspektorWeinkauf, der bezüglich derHerkunft des Gerüchtes Erhebungen gemacht und auch die inFrage kommende Frauensperson — Walburga Plersch , genanntInge — eingehend vernommen hatte, sagte aus , daß sie ihmausdrücklich erklärte , es sei nichts Wahres an dem Gerücht.Die Plersch sei eines Abends in den Schrempp -Printz-Gast-stätten gewesen. Am Nachbartisch — dem sogenannten Jäger -
tisch, an dem auch der Minister Remmele gesessen habe — seienWitze erzählt worden. Die Herren hätten schließlich die Plerschaufgefordert , bei ihnen Platz zu nehmen. Als diese an denTisch herangekommen sei, habe sich ein Herr sofort erhoben ,habe bezahlt und sei weggegangen . Dieser Herr sei Mini-ster Remmele gewesen . Die Plersch habe erklärt, sie habe denMinister nur flüchtig gesehen und noch niemals ein Wort mitihm gesprochen . — Der Vertreter der Anklage , StaatsanwaltEckert, billigte dem Angeklagten zu , datz ihm eine Beleidigungferngelegen habe. Es stehe fest, datz die Gerüchte über denMinister vollständig halt - und grundlos seien . Das Gerichtverurteilte Ruff unter Belastung mit den Kosten des Versah-rens an Stelle einer verwirkten Gefängnisstrafe von 4 Wo -chen zu einer Geldstrafe von ZOO Reichsmaik . — Die gleicheAngelegenheit wird das Karlsruher Gericht übrigens nocheinmal beschäftigen in der Beleidigungsklage, die MinisterDr. Remmele gegen die „Badische Zeitung" angestrengt hcrt.

Die Reichsbahn heizt. Wie mitgeteilt wird, hat mit dem Heu -tigen Tage die Reichsbahn ihre diesjährige winterliche Hei -
zungsperiode aufgenommen , noch bevor der neue Wmterfahr -plan in Kraft getreten ist. Sie trägt damit dem herbstlichenund unfreundlichen Wetter und den Bedürfnissen des reisen-den Publikums in erfreulicher Weise Rechnung .

Notlandung eines französischen Flugzeugs. Wegen Motor«
defekts mußte gestern gegen Mittag auf den sogenanntenBruchwiesen bei Bruchhausen ein französisches Berkehrsflug-zeug der Linie Straßburg —Prag notlande» . Die Besatzungbesteht aus dem Piloten und zwei Funkern. Das Flugzeugführte etwa 14 Zentner Postsachen mit. Da das Gelände, aufdem die Notlandung erfolgte, sehr feucht ist , konnte es von die-fem Platze aus nicht mehr starten. Man verbrachte die Post-fachen zum Flughafen nach Karlsruhe . Inzwischen ist manbestrebt, das bei dem Niedergang tief in den Boden eingesun-kene Flugzeug zu heben und wieder startbereit zu machen .Selbstverständlich gab die unvorhergesehene Notlandung desfranzösischen Flugzeugs auf deutschem Gebiet Anlatz zu einer

grotzen Völkerwanderung . Die Landungsstelle wurde daher so-fbrt abgesperrt .
Kommunisten und Natienaiiozialisten . In der östlichen Kai-

serstratze fanden gestern abend , kurz vor Mitternacht, infolgevon Reibereien zwischen Kommunisten und Nationalsozialistengrößere Menschenansammlungen statt , die ein polizeilichesEinschreiten erforderlich machten . Die Ordnung konnte leichtwieder hergestellt werden. — Die Nationalsozialisten hattenvorher einen grotzen Umzug mit Ansprachen vor dem städti-schen Ausstellungsgebäude veranstaltet.

Badisches Landestheater . Auch in der Spielzeit 1930/31 sollwie im Vorjahr wieder ein besonderer Zyklus „Zeittheater"eingerichtet werden , der Stücke umfaßt , die ihrer Eigenartwegen nicht in die allgemeine Platzmiete passen. Werke der
neuesten Literatur , die sich in kräftiger Weise mit starkenProblemen auf den verschiedensten Gebieten beschäftigen , sol-len im Spielplan dieses Zeittheaters erscheinen . Die Ausfüh-
rung von 5 Stücken ist vorgesehen — Titel werden noch nicht
genannt — es wird unter den Autoren Gerhard Menzel , Th.
H . van der Velde, Hans I . Rehfisch, Leonhard Frank, A . H.Zaiz , A . P . Antoine , Friedrich Wolf Auswahl getroffen wer-den. Wenn auch krasse Darbietungen vermieden werden , sokann doch gesagt werden, datz der Zyklus sich natürlich nur
für durchaus reife Menschen eignet, ein Besuch durch Jugend -
liche daher nicht in Frage kommt und auch besonders sensible
Personen ihm besser fernbleiben. Die beiden ersten Borstel-
lungen , die vermutlich ein Stück von dem bekannten Arzt vander Velde und das neueste Werk von Gerhard Menzel „Bork "
bringen werden , sind für den 29. Oktober und 27 . November
festgesetzt . Anmeldungen zur Teilnahme an der Kasse de »
Landestheaters .

Wetterbericht der Badischen Landeswetterwarte, Karlsruhe .Die atlantische Depression arbeitet sich nach Nordosten vor
und läßt unser Gebiet im Bereich des langen von den Azorenbis zum Weitzen Meer reichenden Hochdruckrückens. Es stehtuns eine Periode trockener Herbstwitterung bevor Wetteraus -
sichten : heiter , trocken , tagsüber warm, örtliche Frühnebel.

Dandel und Wirtschaft
Berliner Devisennotierungen

Amsterdam 100 G.
Kopenhagen 100 Kr.
Italien
London .
New Aork
Paris .
Schweiz

100 L.
1 Pfd .
1 D.
100 Fr .
100 Fr .

Wien 100 Schilling
Prag - • • 1 °0 Kr.

24. Siptemter
Selb

169.07
112 .23
21 .96
20.381
4.1935
16.465
81 .37
59 .195
12 .45

Brie,
169.41
112.45
22.00
20 .421
4 .2015
16.505
81.53
59 .315
12.47

23 S«ptemb«r
Geld « riet

169 .29
112.37
21 .98
20.399
4.1815
16.465
81 .455
59 .26
12.462

169.63
112.59
22 .02
20.439
4.1055
16.505
81 .615
59.38
12.45-2



Kaweco AG » Heidelberg . In dem Konkurs der Füllfeder -
Halterfabrik — die Schutzmarke Kaweco ist an eine Wieslocher
Firma verkauft worden — dürfte der „Neuen Badischen Lan -
deszeitung " zufolge , die Masse nicht ganz zur Absindung der
bevorrechtigten Forderungen ausreichen . Die gewöhnlichen
Forderungen werden voraussichtlich ohne Quote bleiben .

Im Vierteljahrsbericht der Pforzheimer Handelskammer
für Juni/August heißt es : Da in der Edelmetall - und
Schmuckwarenindustrie üblicherweise die Kunden im Sommer
besucht werden , ist es selbstverständlich , daß im Juli eine ge-
wisse ' saisonmäßige Belebung eintreten muh . So ist die Ge -
schästslage gegenüber dem vorigen Vierteljahr saisonmäßig
besser . Das ändert aber nichts an der Tatsache , daß , ver -
glichen mit dem Borjahr , die Verhältnisse sich verschlechtert
haben . Die Preise für die Rohmetalle sind , ausgenommen
Gold , abermals zurückgegangen . Gegenüber dem Vorjahr er -
gibt sich ein Beschäftigungsrückgang , oer im allgemeinen wohl
mit einem Viertel nicht zu niedrig bemessen ist . Bei der all -
gemeinen Wirtschaftslage in Deutschland ist das auch nicht
zu verwundern . Dazu kommt noch , daß wir auch im Export
ganz außerordentlich große Schwierigkeiten haben , so daß ein -
zelne Zweige , die darauf stark angewiesen sind , nicht 'einmal
eine saisonmäßige Belebung verspüren . Die Preise für fer -
tige Waren konnten im allgemeinen gehalten werden , jedoch
hat der Rückgang der Rohstoffpreise , insbesondere bei Platin ,
zu erheblichen Verlusten an Lagerwaren geführt , da die
Kundschaft durch den Rückgang des Platinpreises die angesetz -
ten Berkaufspreise herabzudrücken versucht . Bei dieser Ge -
legenheit sei auch noch auf die Klage darüber hingewiesen ,
daß in einzelnen Branchen kurante Artikel jetzt vielfach durch
Heimarbeiter km Auftrage größerer Handelsfirmen ausge -
führt werden . Meist auf dem Lande . Die Ersparnisse an sozia -
len Lasten und Pflichten und wohl auch die niedrigen Löhne ,
die hier in Frage kommen , bilden eine schwere Konkurrenz
für unsere Industrie . Die faifonmäßige Belebung hat also
keineswegs befriedigt . Wir haben nicht nur eine erhebliche
Anzahl von Arbeitslosen , sondern es ist nicht einmal gelun -
gen , durchweg voll zu arbeiten ."

Spinnerei und Weberei Steinen AG. in Lörrach . Die Ge -
sellschast , die mit einem Aktienkapital von 3 Mill . Reichsmark
arbeitet , stimmte den Regularien zu . Nach Abschreibungen in
Höhe von 410 953 Ml verbleibt ein Verlust von 567 643 fflt ,
der auf neue Rechnung vorgetragen wird . Zusammen mit dem
Verlust aus dem Vorjahre , der sich auf 568 306 ML beläuft ,
ergibt sich ein Gesamtverlust von 1135 590 Ml . In dem Ge¬
schäftsbericht kommt unter anderem zum Ausdruck , daß nun -
mehr eine Sanierung durchgeführt werden müsse .

Befriedigende deutsche Getreideernte . Nach den im Statisti -
schen Reichsamt zusammengestellten Ergebnissen der Ernte -
schätzung zu Anfang September d. I ., der letzten vor der end-
gültigen Ernteermittlung , werden die Aussichten für die dies -
jährige Getreideernte in Deutschland bei den meisten Getreide -
arten etwas besser beurteilt , als im Vormonat . Im Durch -
schnitt ergeben sich folgend « Gesamterntemengen (im Vergleich
zum Vorjahr ) : Winterroggen 7,62 (3,05 ) Mill . , Sommerroggen
0,09 (0,10 ) Mill ., Winterweizen 3,26 (3,07 ) Mill ., Sommer¬
weizen 0,31 (0,28 ) Mill ., Winterspelz 0,14 (0,15 ) Mill .. Winter¬
gerste 0,44 (0,38 ) Mill ., Sommergerste 2,24 (2,80 ) Mill . , Hafer
5,47 (7,38 ) Mill . Tonnen . Gegenüber den Ergebnissen der vor -
jährigen Getreideernte bleiben hiernach die diesjährigen Er -
tragsschätzungen bei Roggen um 400 000 Tonnen oder 5,4 v . H .,
bei Hafer um 1,9 Mill . Tonnen oder 25,9 v . H . zurück . An
Weizen wird allgemein ein höherer Ertrag als bei der vor-
jährigen Ernte erwartet . Im Vergleich der Durchschnittsergeb -
nisse der letzten sechs Jahre ( 1924/29 ) kann die diesjährige Ge -
treideernte als Mittelernte bezeichnet werden . Bei Sommer -
»erste und Hafer bleibt die diesjährige Ernte hinter dem sechs-
jährigen Durchschnitt (um 200 000 bzw . 900 000 Tonnen ) zu -
rück. Bei Winterroggen und Winterweizen dagegen liegt die
diesjährige Getreideernte je um rund 450 000 Tonnen über
dem Durchschnittsergebnis der Jahre 1924/29 .

Einführung der Fünftagewoche bei Bat « . Der Schuhfabri -
kant Thoma Bata gibt bekannt , daß er ab 13. Oktober 1930
die Fünftagarbeitswoche einführen und hierbei trotz der Ver -
kürzung der Arbeitszeit die Tendenz einer durchgreifenden
Lohnerhöhung und Herabsetzung der Preise seiner Erzeugnisse
weiterverfolgen werde .

Der Aktienindex . Der vom Statistischen Reichsamt errech -
tiete Aktienindex ( 124/26 = 100) stellt sich für die Woche
vom 15. bis 20 . September 1930 auf 102,7 gegenüber 105,0
in der Vorwoche, und zwar in der Gruppe Bergbau und
Schwerindustrie auf 98,9 ( 101,7) , Gruppe verarbeitende In -
dustrie auf 91,3 (93,4 ) , und Gruppe Handel und Verkehr auf
125,8 (127,3 ) .

Gemeinderundschau
Bürgermeisterwahlen . Bei der Bürgermeisterwahl für die

Gemeinde Horrenberg - Balzfeld (bei Wiesloch ) wurde der bis -
her kommissarisch bestellte Bürgermeister Josef Epp mit 315
Stimmen zum Bürgermeister gewählt . Sein Gegenkandidat
Eugen Keller aus Horrenberg erhielt 277 Stimmen . Ferner
wurden 33 leere Stimmzettel abgegeben . — In Uberauchen
(bei Villingen ) wurde Bürgermeister Johann Hirt einstimmig
zum vierten Mal zum Ortsoberhaupt gewählt .

Um die Oberrealschule Wiesloch . Zu dem in der Öffentlich -
keit in der letzten Zeit erörterten angeblich geplanten Abbau
von Oberrealschulen Badens nahm auch der Stadtrat Wiesloch
Stellung . Er lehnt einen Abbau der vor zwei Jahren zu
einer Vollanstalt ausgebauten Wieslocher Realschule ab , so-
lange das heutige Berechtigungswesen für alle mittleren und
gehobenen Berufe eine volle Mittelschulbildung erfordere .
Außerdem seien die beiden Oberklassen der Anstalt verhält -
nismäßig gut besucht ; Oberprima 19 , Unterprima 26 Schüler .
Auch würden durch den Wegfall der beiden Klassen keinerlei
Einsparungen gemacht werden können , vielmehr wäre eine
Abwanderung nach auswärtigen Vollanstalten die sichere
Folge . Für die beiden Klassen hat die Stadtgemeinde die
Aufwendungen zu tragen und nimmt von diesen an Schul -
geld jährlich 9000 Ml ein . Dadurch , daß die Primaner in den
auswärtigen Vollanstalten die letzten Klassen absolvieren
müßten und viele Schüler freiwillig abwandern würden , er -
gäbe sich eine außerordentliche Verteuerung des Schulbesuchs .
— Auch im Bezirk Wiesloch ist man gegen eine Aufhebung
der Oberklassen .

Kleinwohnungsbau in Baden - Baden . Nach dem Voranschlag
der Wohnungsbaukasse 1930/31 war in Aussicht genommen ,
für ein Kapital von 200 000 .M den Unterschied zwischen dem
Hypothekenzinssatz und dem Baudarlehenszinssatz auf die Woh -
nungsbaukasse zu übernehmen . Der Stadtrat hat nunmehr
beschlossen, von diesen 200 000 Ml den Betrag von 150 000 Ml
für die Förderung des Kleinwohnungbaues zu verwenden .
Aus dem vom Reiche bewilligten Kredit von 100 Millionen
Reichsmark für den Bau von Kleinstwohnungen entfallen auf
die Stadt 65 000 Ml .

Neue Wasserleitung in Durbach. Nach jahrelangem Kampf
für den Bau einer Wasserleitung ist jetzt durch die Bereitste !-
lung staatlicher Mittel in Höhe von 39 000 Reichsmark die
Voraussetzung für die Ausführung der schon lange fertigen
Pläne geschaffen worden . Der Gesamtkostenaufwand beträgt
83 000 Reichsmark , mithin müssen von den Interessenten noch
44 000 Reichsmark aufgebracht werden . Das Wasser wird
durch Zusammenschluß einiger Quellen im Zinken Lautenbach
gefaßt .

Der Bürgerausschuß Grießbach (bei Oppenau ) hat den
Voranschlag , bei dem eine Erhöhung von 90 auf 1 Ml
vorgesehen war , mit Stimmenmehrheit abgelehnt .

Die Reichsbauten in Kehl. Die während der Franzosenzeit
in Kehl , Sundheim , Neumühl und Auenheim errichteten zins -
tragenden Reichsbauten sind wie die im übrigen früher besetz -
ten Gebiet durch Kauf an die deutsche Bau - und Boden -ÄG .
in Berlin übergegangen . Der Besitzwechsel erfolgt Voraussicht »
lich auf 1 . Oktober d. I .

Enteignungen für die Kinzigverlegung . Wie nicht anders
zu erwarten , gab es beim Landerwerb für die Kinzigver -
legung in Kehl derartige Schwierigkeiten seitens der derzei -
tigen Besitzer , die für ihre Grundstücke weit über den Wert
derselben hinausgehende Preise verlangten , daß der Staat nun -
mehr gezwungen ist, um den Fortgang der Vorbereitungs -
arbeiten zu sichern , zur Enteignung des benötigten Geländes
zu schreiten . Laut amtlicher Bekanntmachung ist Tagfahrt für
die Versammlung der Kommission gemäß § 19 des Enteig -
nungsgesetzes auf Dienstag , den 23 . September 1930, vormit -
tags 9 Uhr auf dem Rathause in Kehl angesetzt . In dieser
Tagfahrt können die Betroffenen Einwendungen und Antrage
vorbringen .

Fachwerkbauten zur Unterbringung ausgesetzter Mieter . Der
Bürgerausschuß Waldkirch beschäftigte sich mit dem Antrag des
Gemeinderates auf Aufnahme eines Darlehens von 7000 Ml
zwecks Erstellung einer Wohnbaracke für ausgesetzte Mieter .
Der Bürgerausschuß sprach sich aber einstimmig für die Er -
stellung mehrerer Fachwerkhäuser aus . Mitbestimmend für
diesen Beschluß war die Überlegung , daß einmal der Holz -
reichtum der Stadt zur Verbilliguna der Bauten beitragen
und zum anderen der Wohnungsverband mit Zuschüssen zur
Tragung der Kosten herangezogen werden könnte . Die Bau -
ten sollen in der denkbar einfachsten Weise ausgeführt werden .

Wohnungsbausorderung in Lörrach . Die Stadtverwaltung
Lörrach beantragt bei dem auf den 22. September einberu -
fenen Bürgerausschuß die Bewirtschaftung von 260 000 Reichs -
mark zwecks Förderung der Bautätigkeit . Es soll ein Zwölf -
familienwohnhaus erstellt werden , ferner ein Wohnungsblock
mit 24 Kleinstwohnungen , sowie ein Dreifamilienhaus und ein
Wirtschaftsgebäude . Ferner beantrgt die Stadtverwaltung zur
Unterbringung des Fürsorgeamtes und anderer städtischer Woh -
nungen auf dem jetzigen Rathausgrundstück noch die Erstellung
eines Bürohauses , dessen Gesamtkosten auf etwa 125 000 Reichs -
mark geschätzt werden . Der Betrag soll auf dem Wege einer
Anleihe aufgebracht werden . Zur Schaffung von Notstands -
arbeiten werden vom Bürgerausschutz 145 700 Reichsmark an -
gefordert .

Ikurze Oacdricdten aus Waden
bv. Mannheim , 24. Sept . Das Luftschiff „Graf Zeppelin "

wird , wie nunmehr endgültig feststeht , am 19 . Oktober nach
Mannheim kommen , auf dem Flugplatz landen und Passagier -
flüge unternehmen . Möglicherweise wird der „Zeppelin " .
Besuch mit einer größeren Flugveranstaltung umrahmt . Die
Einzelheiten des Programms stehen bis jetzt noch nicht fest.

DZ . Schwetzingen , 23. Sept . In der Nacht zum Sonntag
warf ein Unbekannter einen Stein durch ein Fenster de»
zweiten Stockwerks des Krankenhauses . Der Stein fiel einer
Patientin auf den Kopf, die sich tags zuvor hatte einer schwe -
ren Operation unterziehen müssen . Es gelang nicht , den Tä -
ter festzunehmen .

DZ . Reustadt i . Schw ., 23 . Sept . Ein Finanzbeamter baui .
sich ein reines Holzhans mit zwei Vierzimmerwohnungen nach
einer neuen Bauweise . Der Bau begann am 25 . August und
soll bis Mitte November beendet sein , so daß die Wohnungen
bezogen werden können .

Rheinheim (bei Waldshut ) , 23. Sept . Laut „Tagbl . vom
Oberrhein " ist man bei den Salzbohrungen in einer Tiefe
von etwa 266 Metern auf ein Salzlager gestoßen . Wie mäch-
itg die Salzschicht ist, müssen die Bohrungen der nächsten
Zeit ergeben .

bld . Bon der Baar , 23 . Sept . Da zwischen dem Kaufpreis , den
der Metzger für Schlachtschweine bezahlt , und dem Fleischer -
preis in den Metzgerläden immer noch ein großer Unterschied
besteht , greifen manche Landwirte in verschiedenen Orten der
Baar zu einer Art Selbsthilfe . Sie schlachten auf eigene Rech-
nung und verkaufen das Pfund zu einer Reichsmark und da»
Fett in der Regel zu 90 ffttf . Das Publikum benützt gern
diese billigere Bezugsquelle von Schweinefleisch .

Staatsanzeiger
Entscheidung in einer Enteignungsangelegenheit

Auf Grund des § 38 ( ' ) des Reichsbahngesetzes vom 30. Au .
gust 1924 in der Fassung der Bekanntmachung vom 13 . März
1930 (Reichsgesetzbl . II Seite 369 ff .) in Verbindung mit dem
badischen Enteignungsgesetz vom 26. Juni 1899 (in der Fas »
sung vom 24 . Dezember 1908) bestimme ich :

Für die zur Erweiterung der Freiladegleisanlagen de»
Reichsbahnhofs Mühlhausen bei Engen (Baden ) notwendig «
Verlegung des längs der Bahn verlaufenden Feldweges und
des dem Feldweg parallel laufenden Entwässerungsgraben »
zwischen km 140, 915 und km 141 , 163 der Strecke Offen¬
burg —Singen ist gemäß dem in der Tagfahrt vom 10. Juli
1930 offengelegten Plan und Grunderwerbsverzeichnis sowie

emäß der Niederschrift über diese Tagfahrt von dem Grund »
?tück Lgb . Nr . 134 auf Gemarkung Mühlhausen Gewann Orts ,
etter eine Teilfläche von 81 qm gegen vorherige Entschädigung
an den Unternehmer abzutreten . Als Unternehmer ist dia
Deutsche Reichbahn -Gesellschaft , vertreten durch die Reichs -
bahndirektion Karlsruhe , anzusehen , welche die Fläche gemäß
Z 6 des Reichsbahngesetzes für das Deutsche Reich (ReichSeisen »
bahnvermögen ) zu erwerben hat .

Berlin , den 3 . September 1930.
Der Reichsverkehrsminister :

(LS . ) gez . von GuSrard .

Rr . 36357.
Dies wird gemäß § 32 Abs. 2 de» badischen Enteignungs¬

gesetzes hiermit bekanntgegeben .
Karlsruhe , den 22 . September 1930.

Der Minister de » Innern :
I . V . : Weitzel .

I

Einladung
zur

Wahl der Bezirksräte und Kreisabgeordnete » de»
Amtsbezirks Karlsruhe .

Nach 8 6 der Kreiswahlordnung (KWO .) vom 17.
September 1926 (Gesetz- und Verordnungsblatt Seite
199 ) , 13. Oktober 1926 ( Ges . u . VOBl . Seite 266)
und vom 16 . Juli 1930 ( Ges . u . VOBl . Seite 89 ) , hat
die Neuwahl der Kreisabgeordneten gemeinsam mit der
Wahl der Bezirksräte und mit den unmittelbaren Ge -
meindewahlen (in den kleinen und mittleren Gemein -
den mit den Gemeinderatswahlen , in den übrigen Ge -
meinden mit den Gemeindeverordnetenwahlen ) stattzu¬
finden . Der Wahltag für diese gemeinsame Neuwahl
ist vom Herrn Minister des Innern auf

Sonntag , den 16. November 1930,
festgesetzt worden . O .900

Im Amtsbezirk Karlsruhe sind zu wählen :
13 Bezirksräte und
31 Kreisabgeordnete .

Wahlberechtigt sind alle Deutschen , die das zwan -
zigste Lebensjahr vollendet und am Wahltag seit sechs
Monaten auf der Gemarkung der Gemeinde ihren
Wohnort haben , sofern ihr Wahlrecht nicht ruht .

Wählbar sind die im Amtsbezirk wohnhaften , min -
bestens fünfundzwanzig Jahre alten Wahlberechtigten ,
deren Wahlrecht nicht ruht (§ 15 der Gemeindeord¬
nung ) . Wählbar ist auch , wer die Wahlberechtigung
in den der Wahl vorangehenden 6 Monaten durch
Wechsel des Wohnorts innerhalb des Kreisgebiets
verloren hat .

Die Stimmzettel für beide Wahlen werden amtlich
hergestellt ; jene für die Wahl der Bezirksräte wer -
den von roter (oder röllicher ) Farbe sein , während
die Stimmzettel für die Wahl der Kreisabgeordneten
auf blauem (oder bläulichem ) Papier hergestellt wer -
den . Nur diese amtlich hergestellten Stimmzettel kön-
nsn gültig abgegeben werden .

Die Wahlberechtigten werden aufgefordert , bei
dem unterzeichneten Bezirkswahlleiter (Bezirksamt ,
Zimmer ' Nr . 33 ) bis zum
Donnerstag , den 39. Oktober 1939, nachmittags 4 Uhr
getrennte Wahlvorschlagslisten für die Wahl der Be -
zirksräte und Kreisabgeordneten einzureichen . Die
Wahlvorschlagslisten dürfen nicht mehr als doppelt so
viel Namen und sollen mindestens ebenso viel Na -
men enthalten , als Bezirksräte und Kreisabgeordnete
im Wahlbezirk zu wählen sind . Sie müssen von sechs
in die Wählerlisten des Wahlbezirks aufgenommenen
Personen unterzeichnet sein .

In den Wahlvorschlagslisten sind die Bewerber in
erkennbarer Reihenfolge mit Zu - und Vornamen auf -
zuführen ; ihr Stand , Beruf und Wohnort sind so
deutlich anzugeben , daß über ihre Persönlichkeit kein
Zweifel besteht .

Die Wahlvorschlagslisten müssen erkennen lassen ,
von welcher Partei oder Wählergruppe sie herrühren .
In gemeinsamen Wahlvorschlagslisten mehrerer Par -
teien oder Wählergruppen muß außerdem angegeben
werden , welcher dieser Parteien oder Wählergruppen
der einzelne Bewerber angehört . In mehr als einer
Liste darf sich kein Bewerber vorschlagen lassen .

Mit der Wahlvorschlagsliste sind einzureichen :
a ) die Erklärung der Bewerber , daß sie der Auf -

nähme ihrer Namen in die Wahlvorschlagsliste
zustimmen ,

d ) die Bescheinigung der Gemeindebehörde , daß die
Bewerber wählbar sind,

c ) die Bescheinigung der Gemeindebehörde , daß die
Unterzeichner der Wahlvorschlagsliste in die
Wählerliste aufgenommen sind.

Die Bescheinigung zu b ) und c ) werden von den
Gemeinden gebührenfrei ausgestellt .

Die Unterzeichner einer Liste haben bei der Ein -
reichung einen Vertrauensmann und einen Stellver -
treter aus ihrer Mitte zu benennen , die zu ihrer
Vertretung dem Bezirkswahlleiter gegenüber insbe -
sondere auch zur Zurücknahme und Änderung der
Wahlvorschlagsliste als ermächtigt gelten . Fehlt es

an einer solchen Benennung , so gilt der erste Unter «
zeichne» als Vertrauensmann , der zweite als Stell¬
vertreter . In gemeinsamen Vorschlagslisten mehrerer
Parteien oder Gruppen ist erkenntlich zu machen ,
welcher dieser Parteien oder Wählergruppen die ein -
zelnen Vertrauensmänner angehören . Bei den Ver -
trauensmännern ist ihre Wohnung ersichtlich zu ma -
chen.

Zur Feststellung der gültigen Wahlvorschlagslisten
in öffentlicher Sitzung tritt der Bezirkswahlausschuß
am
Mittwoch , den 5 . November 1930, nachmittags S Uhr
im Bezirksratssaal , hier . Karl -Friedrich .Str . 15, zu -
sammen .

Karlsruhe , den 22 . September 1930.
Der Bezirkswahlleiter für den Amtsbezirk Karlsruhe :

Dr. Bauer .

Q .898 . Schönau i Schw.
Uber das Vermögen der
Firma Max Fräulin in
Zell , Inhaber Max Fräu -
lin , Bäckermeister in Zell ,
wurde heute nachmittags
IX Uhr das Vergleichs ,
verfahren zur Abwendung
des Konkurses eröffnet .

Als Vertrauensperson
wurde Kaufmann Eugen
Kuhny in Schönau i. Schw .
bestellt . Termin zur Ver »
Handlung über den Ver -
gleichsvorschlag ist auf
Samstag , den 18. Oktober
1930, vormittags 10 Uhr
in den Rathaussaal Schö -
„ au i. Schw . bestimmt .
Der Antrag auf Eröffnung
des Vergleichsverfahrens ,
seine Unterlagen sowie das
Ergebnis der weiteren Er -
Mittelungen sind auf der

unterzeichneten Geschäfts -
stelle zur Einsicht nieder -
gelegt .
Schönau i . Schw ., 20 . 9. 30.

Die Geschäftsstelle des
Amtsgerichts .

PORPHYRWERK
DOSSENHEIM

HANS VATTER
DOSSENHEIMA6.6(*0STQ

MEEERTAUSSCHLOSS'U
HECKENMARKBRUCH
E RSTKLASSIGES

STRASSENBAU -
MATERIAL

Donnerstag . 25 . Sept . 1930
* D2 <Donnerstagmiet «>

Th . - Gem . 701—800 '
i

Neu einstudiert :

Lyrische Komödie von
Verdi

Dirigent : Schwarz
Regie : Pruscha

Mitwirkende :
Blank . Esselsgroth , Grün -
wald - Sehfert , Haberkorn ,
Kalnbach , Kiefer , Löser .
Rentwig . Oerner . Schuster .
Anfang 19V, Ende nach 22

Preise C (1—7

Fr . . 26. Sept . : Tamihäuser .
Sa .,27 . Sept . : Zum ersten -
mal : Die Prinzeffi « und der
Eintänzer. So ., 23 . Sept . :
Der lustige Krieg . Im Kon-

zerthaus : Zinse«.
Mo .. 29 . Sept . : Amnestie

Inserieren
bringt Gewinnt

IHÜIIIIIilllllHIHHIIllllllIHllHIIIIIIIIIIIHIIIHnilllH

Druck G . Braun , Karlsruhe


	[Seite 1074]
	[Seite 1075]
	[Seite 1076]
	[Seite 1077]

